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. Vortrag des Referenten

Anlass der Beschlussvorlage

Der Bereich Suchtmedizin (inkl. Entzugsstation) mit einem spezialisierten Therapie-
angebot wurde in 1991 als Bundesmodellprojekt mit Angliederung an ein Akutkran-
kenhaus am Klinikum Schwabing gegrundet. Es handelt sich um einen Leistungsbe-
reich der medizinischen Klinik flir Endokrinologie, Diabetologie und Suchtmedizin mit
Verortung in Haus 18 (sog. “Villa“ bwz. “Schachner Villa“) am Standort Klinikum
Schwabing.

Der Bereich Suchtmedizin umfasst derzeit 15 stationare Betten und behandelt jahrlich
ca. 300 stationare Falle. Das Leistungsspektrum der Suchtmedizin beinhaltet die Ver-
sorgung von Drogen- und Opioidabhangigen und dabei insbesondere die Behandlung
schwangerer suchtkranker Frauen, von Polytoxikomanien (Mehrfachabhangigkeiten)
sowie von Patientinnen und Patienten mit Hepatitis-C-Infektionen, HIV-Infektionen
und AIDS-Erkrankungen.

Der Leistungsbereich Suchtmedizin war bisher von den Kostentragern als sog. “Be-
sondere Einrichtung” anerkannt und Uber tagesgleiche Entgelten finanziert worden.
Bereits in dieser Vergutungsstruktur ergibt sich aktuell eine Unterfinanzierung von
jahrlich mehr als 250 T€. Durch den stetigen Wandel in der Entgeltsystematik hat die
Suchtmedizin kunftig den Status als “Besondere Einrichtung® bereits in 2017 verloren.
Durch die kunftige Finanzierung tber Fallpauschalen ist mit einer deutlichen Auswei-
tung der Unterfinanzierung i.H.v. etwa 440 T€ p.a. zu rechnen, so dass sich der Jah-
resfehlbetrag auf etwa 700 T€ belaufen wird. Aufgrund der kleinen Strukturen und
des geringen Fallvolumens sind perspektivisch auch keine Skalen- und Synergieef-
fekte zu erzielen, die zu einer Verringerung der Verluste beitragen kénnten. Zudem
befindet sich die aktuelle Gebaude- und Raumstruktur in der “Villa“ in keinem zeitge-
mafen Zustand, so dass infrastrukturelle Sanierungen erforderlich waren. Als we-
sentlich ist zudem zu bewerten, dass die Behandlung von Suchtkranken keinen Leis-
tungsschwerpunkt eines Klinikums der Akutversorgung darstellt und ein professionel-
les Leistungsangebot fir suchterkrankte Patientinnen und Patienten ebenso im Rah-
men der psychiatrischen Versorgung durch den Bezirk Oberbayern erbracht werden
konnte.

Die StKM beabsichtigt daher die Einstellung der Suchtmedizin am Klinikstandort
Schwabing. Sie beabsichtigt ferner, die Fortsetzung der Suchtmedizin durch einen
auf Suchterkrankungen spezialisierten Versorger zu erméglichen, sodass dadurch
das Versorgungsangebot flur die Minchner Burgerinnen und Burger erhalten bleibt.

Die Satzung der StKM wird vom Betreuungsreferat bezuglich dieses Sachverhalts da-
hin gehend ausgelegt, dass die Abteilung der Suchtmedizin einen Betrieb gem.
§ 7 Abs. 1 Ziffer 4.4. und 4.6 darstellt, d.h. der Sachverhalt einen Erwerb bzw. die
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Veraulierung von Betrieben, Unternehmen und Beteiligungen unter Betrachtung der
Art. 92 bis 94 GO (§ 7 Abs. 1 Ziffer 4.4. der Satzung) bzw. die Schlieung eines Be-
triebs (§ 7 Abs. 1 Ziffer 4.6) umfasst. Die “Ubertragung“ der Abteilung Suchtmedizin
an einen Dritten stellt nach Einschatzung der SKA eine VerauRerung im Sinne der Zif-
fer 4.4, zumindest stellt die Nichtfortflhrung eine SchlieBung im Sinne der Ziffer 4.6
dar. Auf jeden Fall ist durch die Aufgabe dieses Bereichs das Leistungsangebot des
Unternehmens betroffen, vgl. § 7 Abs. 1 Ziffer 1. Folglich hat die LHM als Alleingesell-
schafterin hierzu ihre Zustimmung zu erteilen und wird im Rahmen dieser Vorlage mit
der Thematik befasst.

Die Beschlussvorlage wurde dem Stadtrat bereits in der Sitzung am 24.04.2018 vor-
gelegt und vertagt. Gefordert wurden Stellungnahmen des Referats fur Gesundheit
und Umwelt (RGU) sowie des “Betriebsrats Schwabing“ zur geplanten “Ubertragung*
des Leistungsbereichs Suchtmedizin.

Die Stellungnahme des RGU ist am 22.05.2018 eingegangen und der Beschlussvor-
lage (Anlage 1) beigefiigt. Das RGU weist in seiner Stellungnahme u.a. darauf hin,
dass “die Kooperation zwischen der Suchtmedizin und den anderen Stationen [...] in
jedem Fall erhalten werden soll. Eine Reduktion der Entgiftungsplatze ist in jedem
Fall zu vermeiden.“ Bezliglich des geplanten Ubergangs der Suchtmedizin an die Kii-
niken des Bezirks Oberbayern (kbo) fiihrt das RGU aus, dass “der geplante Uber-
gang [...] eine sehr gute Alternative zur SchlieRung der Klinik fur Suchtmedizin dar-
stellt. Die Geschaftsfihrung der kbo hat ggii. dem RGU nochmals versichert, dass
“das ganze medizinische wie psychosomatische Behandlungsspektrum der “Villa“
fortgefuhrt und weiterentwickelt werden soll. [...] Zudem ist eine Erweiterung um drei
Bettplatze vorgesehen, die angesichts der aktuellen Wartezeiten zu begruf3en ist und
den Spielraum flr spezifische Behandlungsangebote erweitern wird“. Um eine perso-
nelle Kontinuitat sicherzustellen, empfiehlt das RGU gemeinsam mit den kbo in eine
“ziigige Kommunikation mit den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern einzutreten und L6-
sungen zu erarbeiten, die den Beschaftigten Sicherheit bieten und entstandene Va-
kanzen Uberbruckt".

Bezuglich der Einbindung des zustandigen Betriebsrats hat die StKM am 16.05.18
Folgendes mitgeteilt: “Der Gesamtbetriebsrat (GBR) ist — wie auch Ziffer 1.3.3. der
Beschlussvorlage zu entnehmen - im Rahmen der vertrauensvollen Zusammenarbeit
Uber die Bestrebungen hinsichtlich der Suchtmedizin informiert. Am 17.09.2017 skiz-
zierte die Geschaftsfuhrung im Monatsgesprach mit dem GBR, dass sie sich mit den
Kliniken des Bezirks Oberbayern (kbo) im Austausch zu einem moglichen Betriebs-
ubergang (§ 613a BGB) befande. Im GBR-Monatsgesprach am 21.11.2017 informier-
te die Geschaftsfiihrung, dass an dem Projekt weiter festgehalten werde, aktuell je-
doch noch Abstimmungsbedarf u.a. mit den kbo und der Gesellschafterin bestlinde,
eine Mitarbeiterinformation sei fir Anfang 2018 vorgesehen.
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Unter dem Datum 03.01.2018 lud die GF die Mitarbeitenden und den Gesamtbe-
triebsrat zu einem Informationsgesprach mit Vertretern der kbo ein, das am
25.01.2018 stattfand. Das Einladungsschreiben enthielt grundlegende Informationen
zum maoglichen Betriebsibergang. Die Medizinstrategie der kbo wurde im Gespréach
ausflhrlich dargestellt und der Gesamtbetriebsrat hatte umfassend Gelegenheit zur
Fragestellung. Der Betriebsrat der kbo war an dem Gesprach ebenfalls beteiligt und
bot dem Gesamtbetriebsrat der StKM den direkten Austausch an. Zudem erhielt der
Gesamtbetriebsrat im Nachgang des Gesprachs umfassendes Informationsmaterial
der kbo. Gemal der Vorgaben des Betriebsverfassungsgesetzes (BetrVG) wird eine
Beteiligung des GBR im Rahmen des zu verhandelnden Interessenausgleichs/Sozial-
plan erfolgen, der fur das zweite Halbjahr 2018 vorgesehen ist.*

Die Ausfihrungen der Geschaftsfliihrung der StKM bestatigen aus Sicht des Betreu-
ungsreferats nochmals, dass die betroffenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Be-
reichs Suchtmedizin zeitnah Uber die Planung informiert wurden. Die Stadtkdmmerei
sieht auch bestatigt, dass das zustandige Betriebsratsgremium zeitlich und inhaltlich
adaquat in den Planungsprozess einbezogen ist und daher dartber hinaus keine
schriftliche Stellungnahme des Betriebsrats zur Beschlussvorlage erforderlich ist.

Mogliche Handlungsoption

Der Behandlungsbereich Suchtmedizin stellt kein originares Versorgungsangebot der
akutstationaren (somatischen) Versorgung dar und ist in deren Vergltungssystem
nicht abgebildet. Es ist daher beabsichtigt, die Suchtmedizin kiinftig durch eine/n spe-
zialisierte/n Anbieter/in am Standort Klinikum Schwabing auf deren/dessen eigenem
Namen eigenverantwortlich weiter betreiben zu lassen.

Die Kliniken des Bezirks Oberbayern (kbo) haben Interesse an einem Weiterbetrieb
der Suchtmedizin bekundet. Ein erstes gemeinsames Vorgesprach mit dem Staatsmi-
nisterium fir Gesundheit und Pflege sowie Vertretern der StKM und der kbo hatte be-
reits im Vorfeld stattgefunden und das Ministerium hatte seine Zustimmung signali-
siert. Formal sind hierbei eine Befassung des Krankenhausplanungsausschusses so-
wie dessen Unterausschusses erforderlich.

Die StkKM und die kbo haben hierzu Antrage im Krankenhausplanungsausschuss am
02.05.2018 eingebracht. Formal erfolgte dabei die Beantragung der Abmeldung von
15 internistischen Betten auf Seiten der StKM, welche derzeit zur Leistungserbrin-
gung der Suchtmedizin vorgehalten werden, sowie eine Neubeantragung von 18
psychiatrischen Betten fiir die Behandlung von Suchterkrankten durch die kbo. Tele-
fonisch wurde seitens des Ministeriums bereits mitgeteilt, dass im Planungsaus-
schuss ein positives Votum gegeben wurde. Eine offizielle schriftliche Riickmeldung
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steht aber noch aus. Eine Ubernahme des Leistungsbereichs durch die kbo wére da-
mit ab frihestens im 4. Quartal 2018 mdglich.

Inhaltliche Ausgestaltung einer méglichen Ubernahme

Vorhaltung Leistungsangebot

Das bisherige Leistungsangebot des Bereichs Suchtmedizin soll gleichermal3en
durch die kbo vorgehalten werden und wird entsprechend im Gesamtkomplex in ei-
nem zweiseitigen Vertrag (Kaufvertrag) zwischen StKM und den kbo fixiert.

Dabei ist vorgesehen, dass die kbo zunachst die Raumlichkeiten der sog. “Villa“ von
der StKM anmieten und ggf. die sachliche Ausstattung Ubernehmen wird. Heute be-
stehende Anlageguiter (bspw. Mobiliar, Betten etc.) kbnnen, sofern von den kbo ange-
strebt, Ubertragen werden. Der aktuelle Restbuchwert ist jedoch als niedrig zu bewer-
ten. Eine entsprechende Vereinbarung ware im Kaufvertrag mit dem neuen Betreiber
zu treffen.

Eine Lieferung oder Leistung bezliglich des Behandlungsbetriebes der Suchtmedizin
seitens StKM an die kbo ist nicht vorgesehen. Die kbo werden mit den Kostentragern
eigenstandige Vereinbarungen schlielen. Die StKM gibt den Betrieb der Behand-
lungseinheit Suchtmedizin auf.

Nutzung / Ubertragung der Infrastruktur

Die Leistungserbringung soll auch weiterhin am Klinikstandort Schwabing erfolgen.
Grundsatzlich ist geplant das Gebaude Haus 18 “Villa“ an die Landeshauptstadt Min-
chen zurtick zu geben (vgl. Stadtratsbeschluss vom 30.11./13.12.2017 “Nachnut-
zungskonzept Klinikgelande Schwabing®, Sitzungsvorlage 14-20 / V 10353).

Bis zur Ruckgabe von Haus 18 ,Villa“ an die LHM — voraussichtlich Anfang 2019 - soll
eine Vermietung der Flachen von Haus 18 an die kbo durch die StKM (Vermieter) er-
folgen. Die Vermietung soll entgeltlich und zweckgebunden - Angebot Suchtmedizin
nach dem unter Ziffer 3.1 aufgeflihrten Leistungsangebot - erfolgen. Nach Rickgabe
von Haus 18 an die LHM setzt die LHM die Vermietung fort.

Grundsétzlich besteht hinsichtlich der Vergabe bzw. Uberlassung von Grundstiicken
und Gebauden der LHM die Pflicht zur Ausschreibung. Es entsteht damit die Rechts-
frage, ob eine Direktvergabe im Wege der voriibergehenden Vermietung von Haus
18 an die kbo zuldssig ware.
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Das Kommunalreferat vertritt dazu die Rechtsauffassung, dass fur die relativ kurze
Ubergangsfrist von max. 4 V2 Jahren (Laufzeit Grundmietvertrag) die entgeltliche
Uberlassung von Haus 18 im Hinblick auf die personellen Erfordernisse und notwen-
digen organisatorischen Ma3nahmen vergaberechtlich vertretbar ist. Zum einen ist
ein Mietvertrag, welcher ausschliellich die entgeltliche Gebrauchslberlassung eines
Grundstiicks und Gebaudes zum Gegenstand hat, nicht als &ffentlicher Auftrag im
Sinne von § 103 GWB zu qualifizieren und nicht nach den §§ 97 ff. GWB im Wettbe-
werb zu vergeben. Ein derartiger Vertrag wirde zudem der Bereichsausnahme des
§ 107 | Nr. 2 GWB unterfallen. Des Weiteren sind mit der Ubernahme von Haus 18
keine wesentlichen nutzerspezifischen Umbauleistungen verbunden, so dass der
Mietvertrag nicht als 6ffentlicher Bauauftrag i.S.d. § 103 [ll GWB zu qualifizieren ist.

Far die Region Minchen hat die kbo aufgrund gesetzlicher Vorgaben

(Art. 48 Il Nr. 1 BayBezO) und der Krankenhausplanung des Freistaats die Verpflich-
tung, die erforderlichen stationaren und teilstationaren Einrichtungen flir Psychiatrie,
Neurologie und fir Suchtkranke zu unterhalten und zu betreiben. Die Mdglichkeit,
dass ein anderer Krankenhaustrager ebenfalls an der Ubernahme der Suchtmedizin
am Standort Klinikum Schwabing interessiert ist, ist theoretisch zwar nicht ausge-
schlossen, entspricht aber nicht der Bedarfsdeckung, wie diese aus der &ffentlich
rechtlichen Krankenhausplanung hervorgeht. Die kbo hat insoweit ein Alleinstellungs-
merkmal. Zu diesem Ergebnis gelangte man auch in einem Abstimmungsgesprach
zwischen Vertretern des Kommunalreferats sowie der Regierung von Oberbayern am
25.09.2017. Es ist daher zuléssig, dass die StKM bzw. die LHM eine “Ubertragung*
des Leistungsbereichs Suchtmedizin sowie die Vermietung der fir die Aufrechterhal-
tung des Betriebs Suchtmedizin erforderlichen Gebaude ohne Ausschreibung durch-
fuhrt.

Mittelfristig und entsprechend der aktuellen Planung zur Nachnutzung der Klinikfla-
chen Schwabing sollen den kbo ggf. die Hauser 9 und 45 zur wohnortnahen Versor-
gung psychiatrischer Patientinnen und Patienten zur Verfligung gestellt werden (sie-
he auch StR-Vorlage “Nachnutzung Klinikgelande Schwabing“ vom 06./ 26.07.2017,
Sitzungsvorlage Nr. 14-20 / V 09206, Ziffer 4.2). Der Leistungsbereich Suchtmedizin
soll dann in diesen Gebauden integriert werden, sodass das Haus 18 mittelfristig —
spatestens nach Ablauf der geplanten Grundmietdauer ab 01.01.2023 - zur weiteren
Nachnutzung zur Verfugung steht. Entsprechend soll der Mietvertrag fur Haus 18 bis
zum 31.12.2022 befristet werden.

Das Haus 18 ist It. Auskunft der StKM hinsichtlich Instandhaltung und Brandschutz
soweit ertuchtigt, dass eine Vermietung bzw. Nutzung bis zum Umzug der Suchtmedi-
zin in Haus 9/45 ohne wesentliche Umbau- bzw. Instandhaltungsmalnahmen mdglich
ist. Auch seitens der kbo wurde ggu. dem Kommunalreferat bestatigt, dass keine we-
sentlichen Umbauarbeiten erforderlich sind und der Nutzungszweck des Gebaudes
unverandert bleibt.
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3.3 Ubernahme des Personals

Vorrangiges Ziel im Rahmen einer “Ubertragung“ der Suchtmedizin ist die Ubernah-
me der vorhandenen Beschaftigten des Leistungsbereichs Suchtmedizin durch die
kbo in den Tarifstrukturen des TV6D bzw. in “vergleichbaren® Tarifstrukturen ohne
Nachteile fur die betroffenen Beschaftigten. Aktuell waren hiervon 13,76 Vollkrafte
bzw. 16 Beschéftigte betroffen (hiervon zwei der Dienstart Arztlicher Dienst, sieben
der Dienstart Pflege und sechs der Dienstart Med.-technischer Dienst, vorwiegend
Sozialarbeiter und Psychologen). Samtliche Regelungen beziglich der Ubernahme
des Personals sind ebenfalls Inhalt des zweiseitigen Vertrags (Kaufvertrag) zwischen
der StKM und den kbo.

Die kbo wiirden einer Transaktion zustimmen, in welcher die im Bereich Suchtmedizin
tatigen Beschaftigten nach den Regelungen eines Betriebsteilubergangs gemaf

§ 613a BGB auf die kbo Ubergehen wirden. Die StKM und die kbo gehen davon aus,
dass die “Ubertragung“ des Bereichs Suchtmedizin auf die kbo einen Betriebsteil-
Ubergang im Sinne des § 613 a BGB darstellt, weil die Organisations- und Leitungs-
macht Uber diesen Bereich unter Wahrung seiner Identitat durch Rechtsgeschaft von
der StKM auf die kbo Ubergehen soll. Hierflr spricht insbesondere, dass die kbo die
wesentliche Infrastruktur Ubernehmen bzw. weiter nutzen soll und dieselben Tatigkei-
ten im Wesentlichen von denselben Beschaftigten verrichten lassen wirde, die dies
vorher unter der Organisation der StKM getan haben.

Der Betriebsteiliibergang hat zur Folge, dass die Arbeitsverhaltnisse der in dem Be-
reich Suchtmedizin tatigen Beschaftigten mit samtlichen Rechten und Pflichten auto-
matisch kraft Gesetzes auf die kbo Ubergehen, soweit die Beschaftigten nicht von ih-
rem Widerspruchsrecht nach § 613a Abs. 6 BGB Gebrauch machen.

Die kbo ist wie die StKM Vollmitglied im Kommunalen Arbeitgeberverband (,KAV*)
und ist somit ebenfalls an die Tarifvertrage TVOD-K und TV-Arzte/VKA gebunden. Fiir
die Beschaftigten bedeutet dies, dass diese Tarifvertrage auch nach dem Ubergang
ihrer Arbeitsverhaltnisse auf die kbo unverandert weitergelten.

Sollten Beschaftigte dem Ubergang ihres Arbeitsverhéltnisses auf die kbo widerspre-
chen, besteht dieses mit der StKM fort. Da es mit der “Ubertragung“ der Suchtmedi-
zin eine Weiterbeschaftigungsmoglichkeit auf dem bisherigen Arbeitsplatz bei der
StKM nicht mehr gibt, greift das "Ultima Ratio-Prinzip". Das heif3t, die StKM Uberpruft
in jedem Einzelfall zur Vermeidung einer betriebsbedingten Kiindigung zunachst, ob
es eine anderweitige Beschaftigungsmadglichkeit in ihrem Unternehmen gibt. Sollte
das nicht der Fall sein, pruft sie eine Weiterbeschaftigungsmaoglichkeit bei der LHM
und ihren Beteiligungsgesellschaften. Sollte auch diese nicht moglich sein, wird den
Beschaftigten die Wahimdglichkeit zum Wechsel in die BVQ oder alternativ auf Ab-
schluss eines Aufhebungsvertrages gegen Zahlung einer Sozialplanabfindung ange-
boten.
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Die Beschaftigten wurden bereits am 25.01.2018 in einer gemeinsam von der StKM
und der kbo durchgefiihrten Informationsveranstaltung tiber die mégliche “Ubertra-
gung“ der Suchtmedizin informiert. Im Rahmen dieser Veranstaltung wurden die Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter insbesondere Gber die Folgen eines Betriebsteilliber-
gangs nach § 613a BGB unterrichtet. AuRerdem hat die kbo ausflhrlich sein Medizin-
konzept vorgestellt. Die Information der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter erfolgte un-
ter dem Vorbehalt der Zustimmung der Gesellschafterin zur “Ubertragung” des Be-
reichs Suchtmedizin an die kbo. Weitere Unterrichtungsmalinahmen sind geplant.

Auch der Gesamtbetriebsrat sowie der 6rtliche Betriebsrat des Betriebs Klinikum
Schwabing wurden unter 0.g. Vorbehalt bereits iber eine mdgliche “Ubertragung” des
Bereichs Suchtmedizin informiert. Abhangig von Widerspriichen durch Beschaftigte
gegen den Ubergang ihrer Arbeitsverhaltnisse ist gegebenenfalls ein Interessenaus-
gleich und Sozialplan (mit Ultima Ratio-Verfahren) abzuschlieen. Aufderdem ist Gber
einen Interessenausgleich hinsichtlich der Abspaltung des Bereichs Suchtmedizin aus
dem Betrieb des (dann bereits neu gebildeten) Betriebs Klinik zu verhandeln, um die-
sen Bereich der kbo zuzuordnen.

Zeitlicher Verlauf und weiteres geplantes Vorgehen

Information Krankenhausplanungsbehdérde (StMGP) 20.12.2017
Befassung Stadtrat (Grundsatzbeschluss) 25.04.2018
Krankenhausplanungsausschuss 02.05.2018
Erstellung Bewertungsgutachten Haus 9/45 31.05.2018
Entscheidung Vergabe Hauser 9/45 Klinikum Schwabing an kbo 30.06.2018
Abschluss Verhandlungen KomR mit kbo bis 30.06.2018 (s.0.)
Vertragsabschluss mit kbo 30.07.2018 (abhangig von
Entscheidung Haus 9)
Befassung Stadtrat (Folgebeschluss) abhangig von Verhandlungen kbo
Leistungsausfiihrung durch die kbo abhangig von Befassung Stadtrat,

spatestens bis 31.12.2018

Die Ubernahme der Leistungsausfilhrung durch die kbo ist ab dem 4. Quartal avisiert.
Im weiteren Zeitverlauf ist eine Rickgabe des Gebaudes Haus 18 Klinikum Schwa-
bing (,Villa“) an die LHM voraussichtlich Anfang 2019 geplant.

Fir die kbo ist von wesentlicher Bedeutung, ob die Vergabe von Haus 9 und Hs. 45
auf dem Klinikgelande in Schwabing an die kbo erfolgen wird. Nur unter der Voraus-
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setzung, dass das Kommunalreferat und die kbo eine Einigung zu Haus 9 und Hs. 45
erzielen, kann eine Umsetzung mit den kbo erfolgen. Ein isolierter Betrieb der Sucht-
medizin auf dem Gelande des Klinikums Schwabing durch die kbo ist mittel- bis lang-
fristig in organisatorischer und wirtschaftlicher Hinsicht nicht zu gewahrleisten. Sollte
bzgl. der Hauser 9 und 45 Klinikum Schwabing keine Einigung zwischen der LHM
und dem Bezirk Oberbayern zustande kommen, wurden die vom Bezirk insgesamt
beantragten Betten (18 psychiatrische Betten) fir die Behandlung von drogener-
krankten Patientinnen und Patienten an der Isar Amper Klinik Ost eingerichtet werden
und kédme eine Ubernahme der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der StKM nicht in Be-
tracht. Der im Krankenhausplanungsausschuss am 02.05.2018 eingebrachte Antrag
kann hinsichtlich der suchtmedizinischen Betten der StKM in diesem Fall auch nach
Bedarfsfeststellung durch den Ausschuss aufgehoben bzw. riickabgewickelt werden.

Der Stadtrat wird vor Umsetzung einer “Ubertragung“ der Suchtmedizin an die kbo
bzw. sofern eine solche nicht zustande kommen sollte, in jedem Fall erneut befasst.
Die Befassung des Stadtrats setzt eine verbindliche Entscheidung zur Thematik “Nut-
zung der Hauser 9/45 Klinikum Schwabing durch die kbo*“ voraus. Ein Verzug in die-
ser Angelegenheit hat eine aufschiebende Wirkung fiir das weitere Vorgehen fir den
Bereich der Suchtmedizin.

Die Beschlussvorlage ist mit dem Kommunalreferat, der Geschéaftsfuhrung der Stadti-
sches Klinikum Minchen GmbH sowie der Geschéaftsfihrung der Kliniken des Bezirks
Obb. abgestimmt. Eine Stellungnahme der Referats fur Gesundheit und Umwelt liegt bei.
Das Kommunalreferat, das Referat fir Gesundheit und Umwelt sowie der Stadtisches Kii-
nikum Mudnchen haben einen Abdruck dieser Vorlage erhalten.

In dieser Beratungsangelegenheit ist die Anhérung des Bezirksausschusses nicht vorge-
sehen (vgl. Anlage 1 der BA-Satzung).

Der Korreferent der Stadtkdmmerei, Herr Prof. Dr. Hans Theiss, und der Verwaltungsbei-
rat der Hauptabteilung |, Herr Stadtrat Horst Lischka, haben einen Abdruck der Be-
schlussvorlage erhalten.

Eine fristgerechte Vorlage nach Nr 2.7.2 der AGAM war nicht méglich, da nach Vertagung
der Vorlage im Finanzausschuss am 24.04.2018 kurzfristig Stellungnahmen der Stadti-
sches Klinikum Minchen GmbH sowie des Referats fir Gesundheit und Umwelt eingehol-
te werden mussten und diese erst spat vorlagen. Die Behandlung im heutigen Ausschuss
ist erforderlich, weil die Verhandlungen mit den Kliniken des Bezirks Obb. in Hinblick auf
die Fortfihrung der Suchtmedizin zligig fortgeflihrt werden sollten.
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Il. Antrag des Referenten

1. Der Vortrag wird zur Kenntnis genommen.

2. Die Geschéftsfihrung der Stadtisches Klinikum Minchen GmbH wird beauftragt wei-
terfiilhrende Gesprache zur “Ubernahme* des Leistungsbereichs Suchtmedizin ent-
sprechend den im Vortragstext genannten Bedingungen mit den zustandigen Vertrete-
rinnen und Vertretern der Kliniken des Bezirks Oberbayern (kbo) bzw. mit der Kranken-
hausplanungsbehdrde zu flhren.

3. Vor verbindlicher Umsetzung einer “Ubertragung“ der Suchtmedizin an die kbo bzw.
sofern eine Ubertragung nicht zustande kommt und ggf. eine SchlieBung des Bereichs
in Betracht gezogen wird, ist der Stadtrat erneut zu befassen.

4. Dieser Beschluss unterliegt nicht der Beschlussvollzugskontrolle.

lll. Beschluss

nach Antrag.

Die endgliltige Beschlussfassung liber den Beratungsgegenstand obliegt der Vollver-
sammlung des Stadtrates.

Der Stadtrat der Landeshauptstadt Miinchen

Der / Die Vorsitzende Der Referent

Ober-/Burgermeister/in Dr. Ernst Wolowicz
ea. Stadtrat / ea. Stadtratin Stadtkdmmerer
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IV. Abdruck von . mit Ill.
Uber die Stadtratsprotokolle

an das Direktorium - Dokumentationsstelle
an das Revisionsamt

an die Stadtkammerei HAI/1

z. K.

V. Wv. Stadtkammerei HAI/1
1. Die Ubereinstimmung vorstehenden Abdrucks mit der beglaubigten Zweitschrift wird

bestatigt.

2. An die Geschaftsfiihrung der Stadt. Klinikum Minchen GmbH (StKM)
An das Kommunalreferat
An das Referat fiir Gesundheit und Umwelt

z. K.

Im Auftrag



	I. Vortrag des Referenten
	1. Anlass der Beschlussvorlage
	2. Mögliche Handlungsoption
	3. Inhaltliche Ausgestaltung einer möglichen Übernahme
	3.1 Vorhaltung Leistungsangebot
	3.2 Nutzung / Übertragung der Infrastruktur
	3.3 Übernahme des Personals

	4. Zeitlicher Verlauf und weiteres geplantes Vorgehen

	II. Antrag des Referenten
	III. Beschluss

